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I 

Vorwort 

Verbundgruppen sind in organisations- und institutionenökonomischer 

Hinsicht sehr interessante Gebilde. Aktuell wirken die Rahmenbedin-

gungen herausfordernd und es gilt, sich mit strategischen Weichenstel-

lungen auseinanderzusetzen. Was sind Verbundgruppen und was 

zeichnet sie aus? Wovon ist die Governance der Verbundgruppen abzu-

grenzen und über welche Kanäle wirken die strukturellen Entwicklungen 

unserer Zeit auf sie, welche Antworten haben sie bisher gefunden? 

Dies sind Fragen, mit denen sich IfG-Mitarbeiterin Katrin Schlesiger in 

diesem Arbeitspapier auseinandersetzt. Sie zeigt die Komplexität der 

Governance von Verbundgruppen auf, die spezielle Anforderungen an 

das Management stellt. Dies gilt im Hinblick auf die Organisation der 

Wertschöpfung und gemeinsamer Leistungen ebenso wie für die Opti-

mierung der Arbeitsteilung der Akteure und die Konkretisierung der Ent-

wicklungsstrategie. Im Fokus ihrer Überlegungen stehen die Ableitung 

von Problem- und Handlungsfeldern.            

Das vorliegende Arbeitspapier stammt aus dem „IfG-Forschungscluster 

II: Unternehmenskooperationen“. Kommentare und Anregungen sind 

herzlich willkommen. 

 

 

 
Prof. Dr. Theresia Theurl 
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Zusammenfassung 

 

Aufgrund der gegenwärtigen strukturellen Veränderungen am Markt, 

sind Verbundgruppen dazu angehalten, neue strategische Konzepte zu 

entwickeln, um am Markt erfolgreich agieren zu können. Bevor für die 

am Markt befindlichen Verbundgruppen zukunftsfähige Handlungsemp-

fehlungen und Konzepte entwickelt werden können, ist es erforderlich, 

die Probleme der Verbundgruppen und ihre Governance genauer zu 

analysieren.  

Daher werden im vorliegenden Arbeitspapier zunächst die allgemeinen 

Strukturmerkmale von Verbundgruppen vorgestellt. Anschließend wer-

den die Grundelemente der Governance erläutert. Darauf aufbauend 

werden die interdependenten Problemfelder der Governance analysiert 

und einzelne Handlungsfelder, die zu der Problemlösung beitragen, dis-

kutiert.  

 

 

 

Abstract 

 

Due to the current structural changes in the market, buying groups are 

encouraged to develop new strategic concepts in order to operate suc-

cessfully in the market. Before sustainable recommendations and future 

concepts can be developed for buying groups, it is necessary to analyse 

the problems of buying groups and their governance in greater detail. 

Therefore, the general structural characteristics of buying groups are 

presented in this working paper first. Subsequently, the basic elements 

of governance are explained. Based on that, the interdependent problem 

areas of governance will be analysed, followed by a discussion of single 

fields of action, which will contribute to the problem solving.  
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1 Einleitung 

In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich die Managementlehre ausgie-

big mit Netzwerken, als eine Form der Koordinierung ökonomischer Ak-

tivitäten eigenständiger Unternehmen, beschäftigt. Das Netzwerk bzw. 

die Kooperation steht hierbei zwischen der hierarchischen Organisation 

im Unternehmen und der Abwicklung wirtschaftlicher Aktivitäten über 

den Markt. Dennoch sind zur Koordinierung dieser interorganisationalen 

Beziehungen hierarchische Elemente erforderlich. Die Forschung hat 

sich ausgiebig mit dem „Warum“ dieser Organisationsform beschäftigt.1  

Das „Warum“ beschäftigt sich mit der Frage, warum diese Organisati-

onsform der Koordinierung über den Markt bzw. im Unternehmen durch 

vollständige Integration vorgezogen wird.2 Aber es muss auch geklärt 

werden, „Wie“ die Koordinierung zu organisieren ist. Hierfür ist es erfor-

derlich, die Hauptproblemfelder der Governance zu identifizieren. 

Die Governance von Verbundgruppen stellt sich hierbei als besonders 

komplex heraus. Verbundgruppen weisen einen hohen Intensitätsgrad 

bei den Austauschbeziehungen auf. So sind die Mitglieder zu koordinie-

ren, die Lieferanten in das Netzwerk zu integrieren und ein komplexes 

Leistungsangebot anzubieten.  

Daher erfolgt in diesem Arbeitspapier die Einordnung der Verbundgrup-

pen als Netzwerk und die Darstellung ihrer Governancestrukturen (Kapi-

tel 2 und 3). Zudem werden in Kapitel 4 systemimmanente Problembe-

reiche betrachtet, die auf die Governance einwirken. Im Anschluss wer-

den in Kapitel 5 einzelne Handlungsfelder identifiziert, die sich aus den 

Hauptproblemen der Governance ableiten lassen, bevor das Arbeitspa-

pier mit einem Fazit in Kapitel 6 schließt. 

2 Allgemeine Strukturmerkmale 

2.1 Definition Unternehmensnetzwerk 

Unternehmensnetzwerke haben eine große Bedeutung in der Unter-

nehmenssprache. Sobald eine Vielzahl von Akteuren in Kontakt steht, 

wird häufig bereits von einem Netzwerk gesprochen.3 Stehen mehrere 

Unternehmen wirtschaftlich im Kontakt, wird dies schnell als Unterneh-

mensnetzwerk bezeichnet, doch zeichnet sich das Unternehmensnetz-

werk durch weitere Merkmale aus.  

                                                   
1
  Vgl. SYDOW (2010b), S. 1 und 3f. 

2
  Vgl. SYDOW (2010b), S. 3f. 

3
  Vgl. AULINGER (2005), S. 205f. 
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Eine in der Literatur häufig verwendete Definition von Unternehmens-

netzwerken ist die von SYDOW:4 „Ein Unternehmensnetzwerk stellt eine 

auf die Realisierung von Wettbewerbsvorteilen zielende Organisations-

form ökonomischer Aktivitäten dar, die sich durch komplex-reziproke, 

eher kooperative denn kompetitive und relativ stabile Beziehungen zwi-

schen rechtlich selbständigen, wirtschaftlich jedoch zumeist abhängigen 

Unternehmungen auszeichnet.“5 

Der Definition können die folgenden Merkmale entnommen werden: 

1. Realisierung von Wettbewerbsvorteilen 

2. Ökonomische Aktivitäten 

3. Komplex-reziproke, eher kooperative denn kompetitive und rela-

tiv stabile Beziehungen 

4. Rechtlich selbständige Unternehmungen 

5. Wirtschaftlich zumeist abhängige Unternehmungen 

Ziel der Verbundgruppen ist es, dass die Mitglieder ihre Position am 

Markt durch eine stabile wirtschaftlich kooperative Zusammenarbeit ver-

bessern. Hierbei bleiben die Mitglieder rechtlich unabhängig, wobei sie 

in ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit vom Netzwerk abhängig sein können. 

Diese Merkmale des Netzwerks treffen auf Verbundgruppen zu.6 Daher 

können Verbundgruppen auch als Unternehmensnetzwerke bezeichnet 

werden. Jedoch kommt hinzu, dass die Verbundgruppen als weiteres 

eindeutiges Merkmal über eine Systemzentrale verfügen.7 Außerdem 

dienen sie der Förderung der einzelnen Mitglieder,8 so dass die Schaf-

fung eines MemberValues9 als zentrales Merkmal zu berücksichtigen 

ist.10 

                                                   
4
  Vgl. ALPS (2011), S. 18. 

5
  SYDOW (2005), S. 79. 

6
  Vgl. auch SCHLESIGER (2014), S. 2ff. 

7
  Vgl. SCHLESIGER (2014), S. 2ff. sowie AULINGER (2008), S. 31; ZENTES / 

SWOBODA (2002), S. 130f. 
8
  Vgl. AULINGER (2008), S. 32. 

9
  Der MemberValue (Mitgliederwert) besteht aus einer unmittelbaren, einer mit-

telbaren und einer nachhaltigen Komponente. Hierbei besteht der MemberVa-

lue aus dem Gesamtwert der unternehmerischen Tätigkeiten für die Mitglie-

der; der unmittelbare MemberValue stellt den Wert der realen Förderung der 

Mitglieder dar, der mittelbare den Wert aus der Förderung durch Dividende 

und der langfristige MemberValue den Wert aus dem langfristigen Förderpo-

tenzial der aus der Kooperation ergeht. Überträgt man das Konzept auf Ver-

bundgruppen, so ergibt sich der unmittelbare MemberValue aus den Vorteilen 

des Leistungsbeziehungsverhältnisses zwischen Zentrale und Mitglied, der 
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Eine spezifische Form des Unternehmensnetzwerks berücksichtigt auch 

den Aspekt der Zentrale. Bei dieser Form des Unternehmensnetzwerks 

wird von einer Ansammlung von Unternehmen um ein zentrales Unter-

nehmen gesprochen, wobei sich ein hierarchischer Charakter der Ge-

samtorganisation herausbildet.11 In diesem Fall wird von strategischen 

Netzwerken gesprochen, in denen ein „fokales“ Unternehmen die strate-

gische Leitung übernimmt. Dieser spezifischen Form können die Ver-

bundgruppen zugeordnet werden. Hierbei steht die Systemzentrale im 

Zentrum und die Mitglieder gruppieren sich in Form einer Mitgliederko-

operation um sie herum.12 Wie ausgeprägt die hierarchischen Strukturen 

sind, hängt stark vom Verbundgruppentyp und den angebotenen Leis-

tungen ab.13 Da bei Verbundgruppen in der Regel Unternehmen aus ei-

ner Branche vertreten sind, stehen diese im Wettbewerb zueinander. In 

diesem Zusammenhang wird von dynamischen Netzwerken gespro-

chen.14  

2.2 Organisation von Netzwerken 

Die Organisation von Netzwerken ist, wie SYDOW (2010) formulierte: „ein 

weitgehend unbekanntes Wesen“15. Dennoch ist das nachhaltige Netz-

werkmanagement von hoher Bedeutung für den Erfolg von Verbund-

gruppen. In Abb. 2-1 wird das Ergebnis einer Studie von Pricewater-

houseCoopers (PwC) aus 2006 dargestellt, wobei für Verbundgruppen 

als wichtigster Erfolgsfaktor das Netzwerkmanagement identifiziert wur-

de.16  

Das Netzwerkmanagement kombiniert die Vorteile (der Steuerung) des 

Marktes mit denen der Hierarchie.17 Für Verbundgruppen ist ein partner-

schaftlich-interaktiver Führungsstil geeignet.18 Die Partizipation der Mit-

glieder sollte allerdings nur so stark berücksichtigt werden, wie es die 

Organisationsform erfordert. Eine zu stark ausgeprägte Partizipation, in 

                                                                                                                             
mittelbare basiert auf der Eigentürmer- und Unternehmerfunktion der Mitglie-

der (bspw. durch Dividende und / oder Mitbestimmungsrechte) und der lang-

fristige ergibt sich durch Rücklagen und Investitionen, die einen nachhaltigen 

Wert in der Zukunft schaffen sollen. Vgl. THEURL (2003), S. 297; THEURL 

(2009a), S. 111f; THEURL (2010), S. 80f. 
10

 Vgl. SCHLESIGER (2014), S. 2ff. 
11

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 29f. 
12

 Vgl. BLÖCKER (2005), S. 17; ZENTES / SWOBODA (2001a), S. 369. 
13

 Vgl. SCHLESIGER (2014), S. 20ff. 
14

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 30. 
15

 SYDOW (2010a), S. 423. 
16

 Vgl. PWC (2006), S. 48f. 
17

 Vgl. ARNOLD (1998), S. 59. 
18

 Vgl. PWC (2006), S. 73. 
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Form der Beteiligung der Mitglieder an der Willensbildung, schränkt die 

Reaktionsgeschwindigkeit der einzelnen Verbundgruppen zu sehr ein.19 

Abb. 2-1: Erfolgsfaktoren von Verbundgruppen 
 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

Quelle: Daten aus PWC (2006), S. 49. 

2.3 Prinzip der „Freiwilligkeit“ in Verbundgruppen 

Der Beitritt in eine Verbundgruppe ist freiwillig und der Austritt, wenn 

nicht anders geregelt, jederzeit möglich.20 Verbundgruppen müssen da-

her anhaltend einen hohen Attraktivitätsgrad aufweisen und bei der Rea-

lisierung der Vorteile der Zentralität die freiwillige Mitgliedschaft berück-

sichtigen. Es ergibt sich ein Trade-off zwischen der Erreichung von Sy-

nergien durch die zentrale Steuerung und der Autonomie der Mitglieder. 

Die Realisierung von Synergien und die freiwillige Mitgliedschaft stellen 

zwei wesentliche Aspekte dar, die Verbundgruppen ausmachen. Daher 

sind diese im Rahmen des Netzwerkmanagements nicht nur zu berück-

sichtigen, sondern die gesamte Ausrichtung des Managements muss 

diesen beiden Prinzipien folgen.21  

Aufgrund der freiwilligen Mitgliedschaft ist es für die Verbundgruppen-

mitglieder erforderlich, dass sie den Erfolg und den Vorteil festmachen 

können, der sich für sie aus dem Netzwerk ergibt. Dies ist ein Motivator 

dafür, dass sie sich im Netzwerk einbringen und zentrale Entscheidun-

                                                   
19

 Vgl. OLESCH (2003a), S. 82ff; PWC (2006), S. 73; WELLENBECK (2001), S. 142. 
20

 Vgl. STROTHOFF (2003), S. 74. 
21

 Vgl. PWC (2006), S. 69. 
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gen akzeptieren. Neben dem Unternehmenserfolg gilt es, die Mitglieder 

in angemessener Form an der Kooperationsrente zu beteiligen. Hierfür 

ist es erforderlich, dass im Rahmen einer offenen Kommunikation, die 

Mitglieder über den Erfolg und dessen gerechte Verteilung informiert 

werden.22 

3 Die Governancestrukturen in Verbundgruppen 

Unter Governance ist die institutionelle Ausgestaltung der Beziehungs-

verhältnisse zwischen Stakeholdern zu verstehen. Die Beziehungsver-

hältnisse werden durch die Governance gestaltet und kontrolliert.23 So 

werden die Strukturen im Bereich der Leitung, der Entscheidungsfin-

dung, der Kontrolle, der Konfliktlösung und der Verantwortung dahinge-

hend geregelt, dass ein glaubwürdiges Geflecht zur Absicherung der 

Erwartungen und Entscheidungen definiert werden kann. Dies ist erfor-

derlich, da die Akteure unterschiedliche Interessen aufweisen und Infor-

mationen asymmetrisch verteilt sind.24 Ziel der Institutionalisierung ist ein 

Beziehungsverhältnis, das unter Wahrung einer ausreichenden Flexibili-

tät eine angemessene Stabilität schafft. Die Flexibilität erlaubt die Reak-

tion auf Umweltveränderungen und die Stabilität führt zu einem kontrol-

lierten und kalkulierbaren Verhalten der Akteure in der Kooperation bzw. 

im Netzwerk.25 

Es wird zwischen Makro- und Mikrogovernance unterschieden.  

Die Makrogovernance beschäftigt sich mit den Anreizen und der Koordi-

nation der Gesellschaft, des Staates bzw. der gesamten Volkswirtschaft. 

Diese Ebenen werden im Rahmen des vorliegenden Arbeitspapiers nicht 

betrachtet, damit erfolgt auch keine Diskussion der Makrogovernance.26 

Die Mikrogovernance gliedert sich in die Corporate und die Cooperative 

Governance.  

Die Corporate Governance betrifft bei Verbundgruppen die Governance 

der Mitgliedsbetriebe und die Governance der Zentrale. Durch koopera-

tionsrelevante Elemente, die möglichst integrations- und kooperations-

erleichternd sind, können sich Rückwirkungen auf die Cooperative 

Governance ergeben. Die Cooperative Governance regelt das Zusam-

menspiel der Akteure im Netzwerk durch Anreize und Restriktionen und 

                                                   
22

 Vgl. AULINGER (2003), S. 8. 
23

 Vgl. GELAUFF / DEN BROEDER (1997), S. 3. 
24

 Vgl. THEURL (2002), S. 56; THEURL (2007), S. 112. 
25

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 19f. 
26

 Vgl. THEURL (2009b), S. 64. 
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beeinflusst so das Verhalten der Akteure, das Kooperationsergebnis so-

wie, bezogen auf Verbundgruppen, die einzelwirtschaftlichen Ergebnisse 

der Mitglieder und der Zentrale.27  

Die Corporate Governance ist stark durch die Rechtsform geprägt und 

wird durch weitere Verträge ergänzt. Zumeist sind die Zentrale und auch 

die einzelnen Mitglieder fähig, ihre internen Strukturen zu managen. Der 

Fokus liegt in diesem Arbeitspapier daher auf der Cooperative Gover-

nance (auch Netzwerk Governance genannt). Verbundgruppen stellen 

Netzwerke in Form einer Zentrale mit vielen Mitgliedern dar. Diese 

Netzwerke unterliegen, aufgrund der freiwilligen Mitgliedschaft im Ver-

bund, spezifischen Netzwerkproblemen. Daher stellt die Cooperative 

Governance ein komplexes Themenfeld dar. Zudem weisen im Netzwerk 

der Verbundgruppe die Akteure unterschiedliche Interessen auf. So geht 

es bei der Führung von Netzwerken um deren Planung, Organisation 

und Kontrolle. Ziel ist die kooperationsfördernde Definition, Zuweisung 

und Durchsetzung der Verfügungsrechte innerhalb der Kooperation, un-

ter Berücksichtigung rechtlicher Vorgaben. Neben formellen Institutionen 

in Form von Vorgaben und Verträgen kommen auch weitere formelle 

und informelle Gestaltungselemente zur Koordination in Frage (z. B. der 

Aufbau von Vertrauen).28  

Über die Governance von Verbundgruppen soll abgesichert werden, 

dass es nicht zur Aufnahme von ungeeigneten Mitgliedern kommt (Ad-

verse Selektion), ein opportunistisches Verhalten der Mitglieder nach 

Eintritt in die Verbundgruppe aufgrund ihres Informationsvorteils unter-

bleibt (Moral Hazard) und kein einseitiges Abhängigkeitsverhältnis ent-

steht (Hold-up).29 Zudem muss neben der freiwilligen Mitgliedschafft ein 

ausreichender vertraglicher Anreiz zum verbundkonformen Verhalten 

geschaffen werden.30 Eine gute Cooperative Governance im Sinne von 

Kooperationsspielregeln ermöglicht einen Ausgleich der Interessen der 

Akteure und fördert eine stabile Kooperation. 

Aufgrund der freiwilligen Mitgliedschaft und der Organisationsform der 

Verbundgruppen existiert rechtlich zunächst kein Akteur, der mitglieder-

verbindliche Entscheidungen durchsetzen kann. Grundsätzlich müssen 

kollektive Entscheidungen getroffen werden. Dies wird durch den meist 

                                                   
27

 Vgl. THEURL (2005b), S. 5f. 
28

 Vgl. THEURL (2002), S. 57; THEURL (2005a), S. 7f; THEURL / MEYER (2003), S. 

27. 
29

 Vgl. PICOT et al. (2012), S. 92ff. 
30

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 21f. 
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hohen Grad der Dezentralität erschwert, was den Erfolg – die Kooperati-

onsrente – schmälern kann.31 Weiterhin kommt es insbesondere bei einer 

heterogenen Zusammensetzung der Mitglieder häufig zu unklaren Inte-

ressensstrukturen,32 so dass davon auszugehen ist, dass die optimale 

Führung einer großen Verbundgruppe nur durch einen hohen Zentrali-

sierungsgrad der Entscheidungen ermöglicht werden kann.33  

Damit ein hoher Zentralisierungsgrad durch die Mitglieder freiwillig 

akzeptiert wird, muss der Vorteil der Akzeptanz straffer Vorgaben den 

Nachteil der Aufgabe von Autonomie überwiegen und opportunistisches 

Verhalten verhindert werden. Demnach muss die Verbundgruppenzent-

rale ein Konzept für die Verbundgruppenmitglieder entwerfen, das zu ei-

ner deutlichen Verbesserung der Position der Mitglieder am Markt führt, 

so dass die Mitglieder aus einzelwirtschaftlichem Interesse kooperati-

onskonform handeln. Kann durch den Beitritt in eine Verbundgruppe 

bzw. durch die Straffung der Verbundgruppe eine wirtschaftlich attraktive 

Situation für die Mitglieder geschaffen werden, die vom einzelnen Mit-

glied alleine nicht erreicht werden kann, so werden die Mitglieder ihre 

Autonomie „gerne“ reduzieren und bereit sein sich verbindlich zu binden. 

Hierdurch kommt es zu einem kooperationsstabilisierenden Effekt. Kurz-

fristige Vorteile, die zulasten des Netzwerkes gehen, werden nicht aus-

genutzt, da dies aufgrund des Verlustes der verbesserten Position am 

Markt zu höheren Kosten für das Mitglied führt. Dadurch wird das koope-

rationskonforme Verhalten gefördert.34 

Somit gilt, dass durch die Verbundgruppenzentrale ein Konzept geschaf-

fen werden muss, das den Kooperationserfolg erhöht und einen positi-

ven Einfluss auf die Interessensangleichung, die Reduzierung von In-

formationsasymmetrien und die Minderung opportunistischen Verhaltens 

hat und eine stabile Kooperation fördert. Das Netzwerkmanagement, 

hier die Verbundgruppenzentrale, sollte die „Strategiehoheit“ besitzen 

                                                   
31

 Vgl. OLESCH (2003b), S. 44; PWC (2006), S. 40 und 61; SCHÄFER (2008), S. 

112. 
32

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 25. 
33

 Im Rahmen einer zentralen Steuerung muss der Vorstand stets im Interesse 

der Mitglieder agieren bzw. dies entsprechend kommunizieren. Die Kontrolle 

hierüber muss durch den Aufsichtsrat sichergestellt werden. Mit zunehmen-

der Größe der Verbundgruppe steigt die Professionalität und mit der Rechts-

form verändern sich die Aufgaben und Pflichten des Aufsichtsrates. Die Mit-

glieder müssen der Arbeit des Vorstandes sowie des Aufsichtsrats vertrauen. 

Dies kann beispielsweise durch ein Berichtswesen unterstützt werden. Vgl. 

OLESCH (2003a), S. 52f.  
34

 Vgl. THEURL (2005a), S. 12; THEURL (2007), S. 117; THEURL / 

SCHWEINSBERGER (2004), S. 23. 
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und dafür sorgen, dass Regeln eingehalten und Verstöße sanktioniert 

werden. Aufgrund der Strategiehoheit hat das Verbundgruppenma-

nagement die Aufgabe, das Verbundgruppenkonzept stets weiterzuent-

wickeln und dessen Erfolg im Sinne der Schaffung eines MemberValues 

zu überprüfen.35  

Es ist wichtig, dass die Verbundgruppenzentrale in ihrem Handeln die 

unternehmerische Freiheit der Mitglieder berücksichtigt, da die Mitglied-

schaft auf freiwilliger Basis erfolgt.36 Damit die Zentrale dennoch Einfluss 

auf ihre Mitglieder ausüben kann, muss sie die Mitglieder von ihrem 

Handeln und ihren Konzepten überzeugen. Daher sollten alle Führungs-, 

Informations- und Vergütungssysteme den Anreiz des lokalen Unter-

nehmers fördern. Jedoch muss die Zentrale kostendeckend arbeiten. In 

der Zentrale können, je nach Größe der Verbundgruppe, mehrere hun-

dert Mitarbeiter beschäftigt sein. Die Kosten werden teilweise über die 

Mitgliedsbeiträge gedeckt, aber auch durch Gewinne, die sich beispiels-

weise aus dem Warengeschäft oder sonstigen Leistungen ergeben.37 

Die Mitgliedschaft wird vertraglich geregelt. Für die Absicherung der 

Beanspruchung spezifischer Leistungen sollten Individualverträge38 

geschlossen werden.39  

4 Hauptprobleme der Governance in Verbundgruppen 

4.1 Problemfelder 

Für Verbundgruppen ergeben sich systemimmanente Problemfelder, die 

einen Einfluss auf die Ausgestaltung der Cooperative Governance und 

ihre stabilisierenden Mechanismen haben. Diese werden im Folgenden 

erläutert und in Kapitel 5 wird aufgezeigt, welche Handlungsfelder sich 

daraus für die Führung einer Verbundgruppe und die Entwicklung eines 

Konzepts zur Steigerung des MemberValues ergeben.  

Wie in Abb. 4-1 ersichtlich, bestehen vielfältige Beziehungen zwischen 

den Problemfeldern. Um dies zu verdeutlichen werden einige der Ver-

flechtungen kurz aufgeführt.  

                                                   
35

 Vgl. THEURL (2005a), S. 31f. 
36

 Vgl. Kapitel 2.3 Prinzip der „Freiwilligkeit“ in Verbundgruppen. 
37

 Vgl. BARRENSTEIN / KLIGER (2003), S. 13; BMWI (2013), S. 35; PWC / F&C 

(2011), S. 67. 
38

 Bei der Bestimmung der Vertragsinhalte sind wettbewerbsrechtliche Rege-

lungen zu berücksichtigen. Vgl. VERORDNUNG (EU) Nr. 330/2010 DER 

KOMMISSION vom 20. April 2010 über die Anwendung von Artikel 101 Ab-

satz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf Grup-

pen von vertikalen Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen. 
39

 Vgl. MARKMANN / OLESCH (2001), S. 110. 
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Heterogene 
Mitgliederstruktur 

Freiwillige 
Mitgliedschaft / 

Bindungsintensität 

Unklare 
Interessens-
strukturen / 

Leistungsangebot 

Dezentralität 

Durchsetzungs-
hemmnis / 

Entscheidungs-
geschwindigkeit  

Abb. 4-1: Beziehungsverhältnis der elementaren Probleme in der 
Governance 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Eine heterogene Mitgliederstruktur führt zu unklaren Interessensstruktu-

ren und dezentralen Entscheidungen. Es entstehen Durchsetzungsprob-

leme bei Entscheidungen und eine eingeschränkte Bindungsbereit-

schaft, da die Verbundgruppe nicht optimal auf die Mitgliederinteressen 

eingehen kann. Auch aus der freiwilligen Mitgliedschaft resultiert ein 

Bindungsproblem und bei einer freiwilligen Inanspruchnahme der Leis-

tungen führt dies auch dort zu unklaren und nicht voraussehbaren Inte-

ressenvor allem wenn economies of scale und economies of scope vor-

liegen. Eine unzureichende Bindung legt  ihrerseits dezentrale Struktu-

ren, heterogene Mitglieder und eingeschränkte  Entscheidungswege 

bzw. eine verminderte Durchsetzungsfähigkeit nahe. Die Durchset-

zungsfähigkeit wird zudem durch die unklaren Interessen und die De-

zentralität gemindert. 

4.2 Die Verbundgruppen im Spannungsfeld zwischen Zentralität 

und Dezentralität 

Viele Verbundgruppenmitglieder halten ihre Autonomie nach außen 

aufrecht und erscheinen als eigenständige Händler am Markt. Die 

Dienstleistungen der Verbundgruppenzentrale werden hingegen zur 

Verbesserung der eigenen Position in Anspruch genommen.40 Dennoch 

                                                   
40

 Vgl. FISCHER / MORSCHETT (2013), S. 3. 
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muss ein Gleichgewicht aus Zentralität und Dezentralität über einen 

ausgewogenen institutionellen Mix geschaffen werden.41 So muss den 

Mitgliedern ein angemessener Raum für den Erhalt ihrer Anpassungsfä-

higkeit an den Markt (Flexibilität) eingeräumt werden und gleichzeitig ei-

ne ausreichende Institutionalisierung der Kooperationsinhalte erfolgen 

(Stabilität).  Alternativ kann den Mitgliedern ein Konzept angeboten wer-

den, dass optimal an die Markterfordernisse angepasst ist und kontinu-

ierlich durch die Zentrale optimiert wird, damit keine weitreichenden An-

passungen durch die Mitglieder erforderlich werden.  

Ein „zu loser“ Verbund wäre bei einer hohen Verhaltensunsicherheit der 

Mitglieder nicht in der Lage, ein komplexes und ausgereiftes Leistungs-

angebot bereitzustellen, denn die Unsicherheit würde aufgrund der be-

stehenden Freiwilligkeit dazu führen, dass die Leistungen nicht in An-

spruch genommen werden und es sich nicht rentiert sie anzubieten.42  

Es wird ersichtlich, dass trotz eines freiwilligen Beitritts in die Verbund-

gruppen eine institutionelle Absicherung der Leistungsangebote erfolgen 

muss. Nur wenn es der Markt zwingend erfordert, sollte innerhalb des 

spezifischen Leistungsangebots den Mitgliedern ein definierter Raum für 

flexible Anpassungen gewährt werden. Je stärker der einheitliche Auftritt 

der Verbundgruppenmitglieder in einem Leistungskonzept ausgeprägt 

ist, umso schwieriger wird es, die Balance zwischen der Eigenständig-

keit der Mitglieder und dem Zentralitätsgrad zu wahren.43 Der Grad der 

Institutionalisierung steigt mit der Zentralisierung. Bei hohem Wettbe-

werbsdruck auf der Absatzseite wird für die Mitglieder die Option der 

Freiwilligkeit in der Beziehung zur Verbundgruppe an Bedeutung verlie-

ren.44 Im Folgenden werden daher einzelne Vorteile der Zentralität für 

Verbundgruppen bzw. deren Mitglieder aufgezeigt. 

Ein Grund für das Eingehen von Kooperationen und damit ein Vorteil der 

Zentralität ist das ökonomische Kalkül der Reduzierung der Transakti-

onskosten.45 Eine zentrale Steuerung ermöglicht es, die externen Trans-

aktionskosten zu senken. So verringert sich in Verbundgruppen, durch 

den gebündelten und zentralisierten Einkauf über die Zentrale, die An-

zahl der Kontakte und der Zahlungsströme mit den Lieferanten. Dem 

gegenüber stehen die internen Transaktionskosten, die durch Abstim-

                                                   
41

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 19f. 
42

 Vgl. KUTSCHER-PUIS (2006), S. 201; WELLENBECK (2001), S. 146. 
43

 Vgl. KULKE et al. (2013), S. 6; ZENTES / SWOBODA / FOSCHT (2012), S. 250. 
44

 Vgl. MARKMANN (2002), S. 139. 
45

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 14. 
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mungsprozesse z. B. in Gremien und Ausschüssen im Verbund entste-

hen.46  

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Ohne eine Kooperation schließen die Einzelbetriebe fortlaufend Verträge 

mit ihren Handelspartnern und bestimmen so ihren Leistungsaustausch 

selbständig, ohne eine formelle Bindung einzugehen. Sie koordinieren 

ihre Aktivitäten über den Markt und weisen hierdurch hohe externe 

Transaktionskosten auf.47 Die Massenfilialsysteme48 koordinieren ihre 

Aktivitäten in der Hierarchie. Sie treffen Entscheidungen zentral und 

weisen ihre Filialen entsprechend an. So können sie die internen und ex-

ternen Transaktionskosten gering halten. Verbundgruppen weisen auf-

grund der erforderlichen internen Abstimmung unter Einbezug der Mit-

glieder (partizipative Entscheidungen) erhöhte interne Transaktionskos-

ten auf.49 Wie in Abb. 4-2 ersichtlich, fallen diese durch die Zentralisie-

rung jedoch geringer aus, als die Summe der Transaktionskosten der 

Einzelbetriebe am Markt.  

                                                   
46

 Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 115; ZENTES (2001), S. 12f. 
47

 Vgl. ARNOLD (1998), S. 59; MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 116f. 
48

 Filialunternehmen führen mindestens fünf Verkaufsfilialen. Von Großbetriebs-

form wird ab zehn Filialen gesprochen. Vgl. BMWI (2006), S. 67. Die ange-

sprochenen Massenfilialsysteme verfügen über diverse Filialen an unter-

schiedlichen Standorten in diversen Regionen.  
49

 Vgl. GAHRENS (1990), S. 81; MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 116f. 
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Abb. 4-2: Transaktionskostenkontinuum 
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Mit einer starken Vereinheitlichung in der Verbundgruppe steigt auto-

matisch der Grad der Zentralität. Entscheidungen werden vermehrt 

durch die Zentrale getroffen, wobei die Mitgliedschaft stets freiwillig ist. 

Je höher die Vereinheitlichung des Marktauftritts der Mitglieder (Sorti-

ment, Logos, Ladengestaltung, Marken etc.), desto besser kann der 

Markt bearbeitet und Skaleneffekte erzielt werden.50 Um hierbei die 

Transaktionskosten gering zu halten, ist es erforderlich, dass die Zentra-

le eine hohe Entscheidungsmacht hat und eine starke Bindung der Mit-

glieder sowie Vertrauen bestehen. 

Ein weiterer Vorteil einer zentralen Steuerung ist die Einführung einer 

umfassenden Informations- und Kommunikationstechnik (IKT), da bei 

schlechter Informationslage Entscheidungen nicht im Sinne aller Mitglie-

derinteressen getroffen werden können. Ist die Verbundgruppenzentrale 

hingegen aufgrund einer ausgereiften IKT optimal informiert, kann sie 

dies in die Entscheidungsfindung mit einfließen lassen und die Mitglieder 

über die Entscheidungen schneller informieren.51 

Mit einer erhöhten Zentralität steigt die Menge der Waren, die über die 

Zentrale bezogen wird. Hierdurch können Skaleneffekte realisiert wer-

den. Durch die erhöhte Bezugsmenge werden bessere Einkaufskonditi-

onen bei den Lieferanten erzielt und die Stückkosten sinken. Der Kos-

tenvorteil kann an die Mitglieder weitergegeben werden, so dass deren 

Wettbewerbsposition verbessert werden kann. Insgesamt kann dieser 

Effekt für alle Leistungen der Zentrale beobachtet werden, da eine höhe-

re Beanspruchung der Leistungen durch die Mitglieder zu Kostende-

gressionen führt und erhebliche Synergien in der Organisation realisiert 

werden können.52 

Ein weiteres Argument sind Finanzierungsvorteile. Kleine und mittlere 

Unternehmen (KMU) verfügen häufig über eine unterdurchschnittliche 

Eigenkapitalquote. Diese dient vielen Banken zur Beurteilung der Kre-

ditwürdigkeit von Unternehmen. Aufgrund dessen fällt es KMUs häufig 

schwer, gute Konditionen bei der Beschaffung von Kapital zu erzielen. 

Die Übertragung der Aufgabe an eine zentrale Führung im Sinne der 

Verbundgruppenzentrale, kann dieses Problem beheben, da die Ver-

bundgruppenzentralen ihren Mitgliedern häufig Finanzierungs-

möglichkeiten anbieten oder Kooperationen mit Banken vereinbart ha-

                                                   
50

 Vgl. BMWI (2013), S. 34; ZENTES / SWOBODA (2001b), S. 75. 
51

 Vgl. MEFFERT (1981), S. 113; ZEYBEK / O'BRIEN / GRIFFITH (2003), S. 512. 
52

 Vgl. HIMA / IBB (2003), S. 27. 
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ben.53 Eine solche Beziehung erhöht auch die Bindungsintensität zwi-

schen Mitglied und Zentrale,54 die im Folgenden genauer beleuchtet 

wird. 

4.3 Bindungsintensität 

Die Verträge zwischen Verbundgruppenmitglied und Verbundgruppen-

zentrale sowie weitere Institutionalisierungsmechanismen bestimmen 

die Bindungsintensität und damit, inwieweit die Mitglieder in ihrer unter-

nehmerischen Freiheit und in betriebspolitischen Fragen eingeschränkt 

werden. Die allgemeine Meinung geht immer stärker in die Richtung der 

strengen und straffen Bindung der Mitglieder, was besonders von den 

Verbundgruppenzentralen angestrebt wird. Der „Ruf“ nach starker Bin-

dung geht hierbei auf den verschärften Wettbewerb und die Durchset-

zungskraft straffer Kooperationen zurück.55 

Der Bindungsgrad, den die Mitglieder bereit sind einzugehen, hängt 

hierbei stark von den Leistungen und übrigen Konditionen ab, die von 

der Verbundgruppenzentrale angeboten werden.56 Grundsätzlich sind 

die Mitglieder zunächst bestrebt ihre Autonomie zu wahren. Dies kann 

jedoch zu einer Stagnation bei der Weiterentwicklung der Verbundgrup-

pe und zu steigendem Druck auf den Absatzmärkten führen. Aufgrund 

dieser Entwicklungen kann das Autonomiestreben an Bedeutung verlie-

ren.57 

Soll über die angestrebte Bindungsintensität und damit auch den Grad 

der Zentralisierung in einer Verbundgruppe entschieden werden, so bie-

ten sich die Betrachtung gewisser Bestimmungsfaktoren an, die durch 

MÜLLER-HAGEDORN und VELTMANN entwickelt wurden. Abb. 4-3 zeigt 

diese Determinanten bzw. Marktbedingungen auf und ermöglicht ihre 

Bewertung. Kann die Beantwortung der acht Fragen tendenziell im rech-

ten Bereich abgebildet werden, so spricht dies für eine stärkere Bindung 

und Zentralisierung in der Verbundgruppe. Jedoch sollte jede Verbund-

                                                   
53

 Vgl. PWC (2006), S. 54. 
54

 Vgl. PWC (2006), S. 55. 
55

  Vgl. EBERTZ (2006), S. 166; HIMA / IBB (2003), S. 70 und 145; MÜLLER-

HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 112; TIETZ (1992), S. 609; WELLENBECK 

(2001), S. 145; ZENTES / MORSCHETT (2003), S. 152f. 
56

  Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 114. Für weiterführende Erläu-

terungen zum Bindungsgrad der Leistungen siehe Vgl. SCHLESIGER (2014), S. 

20ff. 
57

 Vgl. MARKMANN (2002), S. 139. 
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gruppe ihre individuelle Ausgangslage in der Entscheidung berücksichti-

gen.58 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 123. 

4.4 Leistungen 

Es ist zu beobachten, dass viele Verbundgruppenzentralen über ein 

komplexes Leistungsangebot verfügen, was aufgrund unterschiedlicher 

Interessensstrukturen nur von einem Teil der Verbundgruppenmitglieder 

in Anspruch genommen wird. Dies zeigt sich an den Ergebnissen einer 

gemeinsamen Studie des Zentralverbands Gewerblicher Verbundgrup-

pen (ZGV) mit dem Vorsprung Institut für Management und Maxpartner. 

Hier bieten beispielsweise 70% aller Verbundgruppenzentralen Erfa-

Gruppen zum Wissensaustausch an, aber nur 32% der Verbund-

gruppenmitglieder nehmen diese Leistung in Anspruch. Die Anzahl der 

angebotenen Leistungen hängt stark von der Mitgliederzahl ab. So bie-

ten Verbundgruppenzentralen mit mehr als 500 Mitgliedern im Schnitt 

über 20 Dienstleistungen an.59 Insgesamt variiert das Leistungsangebot 

                                                   
58

 Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 122. 
59

 Vgl. EBERTZ / HEIMANN (2004), S. 45ff; FISCHER / MORSCHETT (2013), S. 1ff; 

MARKENKRAFT (2013), S. 3. 

nein ja Die Gleichartigkeit der Bedürfnisse der Nachfrager 

locker eng 

mäßig groß Die Wirkung von Werbemaßnahmen 

hoch niedrig Das Managementpotenzial auf der Handelsebene 

niedrig hoch Das Informationsbedürfnis der Industrie 

hoch niedrig Die Fachhandelstreue der Industrie 

gering hoch Die Bereitschaft der Industrie zu Mengenrabatten 

groß klein Die Unsicherheit der Nachfrage 

niedrig hoch Die Kosten des selbständigen Einkaufs 

Abb. 4-3: Faktoren zur Bestimmung der Bindungsintensität 
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zwischen den Verbundgruppen erheblich.60 Die Nichtinanspruchnahme 

der Leistungen durch die Mitglieder geht zulasten der gesamten Ver-

bundgruppe und führt zu monetären Belastungen.61 Die Verbundgrup-

penzentralen müssen demnach ein Konditionensystem entwickeln, das 

sie am Erfolg der Mitglieder beteiligt bzw. die Erzielung von Einnahmen 

ermöglicht, um die Kosten zur Bereitstellung der Leistungen zu decken. 

Zudem muss es den Zentralen möglich sein, das Leistungsangebot dem 

Bedarf der Mitglieder anzupassen und die Inanspruchnahme der Leis-

tungen vertraglich abzusichern.62 

4.5 Durchsetzungshemmnis 

Insbesondere in Verbundgruppen, die einen geringen Zentralisierungs-

grad aufweisen, kommt es aufgrund der Mitgliedermitbestimmung häufig 

zu schwierigen Entscheidungsfindungen. Der Prozess der Entschei-

dungsfindung kann langwierig sein, was eine schnelle Reaktion auf neue 

Marktgegebenheiten verhindert. Gemäß einer Studie von PwC aus dem 

Jahr 2006 ist aber gerade die Reaktionsgeschwindigkeit der Verbund-

gruppen von hoher Bedeutung für den Erfolg.63  

Schnelle Entscheidungswege sind ein klares Erfolgspotenzial für Ver-

bundgruppen. Nur so kann ihre Handlungsfähigkeit gesichert werden. 

Sind Entscheidungen einmal getroffen, müssen sie auch umgesetzt 

werden. Ansonsten verliert die Verbundgruppenzentrale ihre Glaubwür-

digkeit. Ziel der Entscheidungen der Verbundgruppenzentrale ist die 

Stärkung der Mitglieder in ihrem Handeln in Bezug auf ihre Leistungsfä-

higkeit und Position am Markt.64 

Ein weiterer Faktor, der die Entscheidungsgeschwindigkeit verzögert, ist 

die Heterogenität der Verbundgruppenmitglieder.65 Eine Segmentierung 

und ein spezifiziertes Leistungsangebot können Abhilfe schaffen. Auch 

eine einheitliche Vision kann als Leitbild die Verbundgruppenmitglieder 

langfristig lenken.66  

Die Segmentierung der Mitglieder und die damit verbundene Leistungs-

differenzierung führen dazu, dass am Entscheidungsprozess nur noch 

                                                   
60

 Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 110. 
61

 Vgl. OLESCH (2003a), S. 102; WELLENBECK (2001), S. 146. 
62

 Vgl. BARRENSTEIN / KLIGER (2003), S. 15; MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN 

(2012), S. 112; NOHR / ROOS / VÖHRINGER (2008), S. 157. 
63

 Vgl. PWC (2006), S. 40 und 61; WELLENBECK (2001), S. 142 und 145. 
64

 Vgl. NOHR et al. (2006), S. 15; PWC (2006), S. 61. 
65

 Vgl. THEURL / SCHWEINSBERGER (2004), S. 25. 
66

 Vgl. FOLKERTS / RENZ (2003), S. 335; PWC (2006), S. 40. 
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die betroffenen Mitglieder beteiligt werden müssen. Diese haben ein In-

teresse an einer schnellen und guten Entscheidung und sind daher 

intrinsisch motiviert, den Prozess positiv zu beeinflussen. Synergieeffek-

te können durch die Segmentierung jedoch nur erzielt werden, wenn ein 

entsprechend straffes System installiert wird.67   

4.6 Mitgliederstruktur 

Die Mitglieder und auch deren Kunden sollten eine möglichst hohe Ho-

mogenität aufweisen, da die Vorteile der Verbundgruppe durch differen-

zierte Anforderungen an die Kooperation stark verwässert werden. Je-

doch bestehen häufig strukturelle Unterschiede zwischen den Mitglie-

dern, so dass Kooperationskonzepte nicht immer bei allen Mitgliedern 

auf die gleiche Akzeptanz stoßen. Hintergrund für diese heterogenen 

Strukturen ist vielfach ein unkontrolliertes Wachstum der Verbundgrup-

pe. Solch heterogene Mitgliederstrukturen entstehen, wenn der Fokus 

der Verbundgruppe lange auf das reine Wachstum gelegt und keine kon-

trollierte Aufnahmepolitik betrieben wurde. Daher ist es erforderlich, dass 

Verbundgruppen Maßnahmen ergreifen, um zu homogenen Mitglieder-

strukturen zu gelangen und diese zu stabilisieren.68 Die einzelnen An-

satzpunkte zur Homogenisierung werden in Form von Handlungsfeldern 

im folgenden Kapitel differenziert betrachtet.  

5 Handlungsfelder 

5.1 Beziehungsmanagement 

Innerhalb des Netzwerks der einzelnen Verbundgruppen treten diverse 

Beziehungsverhältnisse auf, die durch Vertrauen geprägt sein können. 

Die Hauptbeziehung besteht zwischen der Zentrale und ihren Mitglie-

dern. Daneben existieren Beziehungen zwischen Verbundgruppenzent-

rale und Händlern, zwischen Mitgliedern und Kunden sowie zwischen 

den Mitgliedern untereinander.69 Um die Verbundgruppen zu stärken, 

muss durch die Zentralen ein aktives Beziehungsmanagement, insbe-

sondere zu den Mitgliedern, installiert werden. Der aktive Kontakt ist die 

Grundlage für eine gute Zusammenarbeit und den Aufbau von Vertrau-

en. 

                                                   
67

 Vgl. OLESCH (1998), S. 20; WELLENBECK (2001), S. 145. 
68

  Vgl. GAHRENS (1990), S. 81; MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 120; 

OLESCH (1998), S. 17; OLESCH (2003a), S. 56. 
69

  Zudem bestehen weitere externe Beziehungsverhältnisse, wie die autarke 

Handelsbeziehung zwischen den Mitgliedern und ihren Händlern. 
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Das grundlegende Ziel des Beziehungsmanagements ist die Erhöhung 

des Anteils aktiver Mitglieder und die Reduktion von „Nörglern“. Es wird 

angenommen, dass 20–30% der Mitglieder einer Verbundgruppe diese 

aktiv unterstützen, 40–50% reine Mitläufer sind, 10–20% als Trittbrett-

fahrer oder Außenseiter agieren und 10–20% häufig affektieren und 

wichtige Entscheidungen verhindern. Diese Situation gilt es zu verbes-

sern. Mitläufer und Trittbrettfahrer sind zu integrieren und „Nörgler“ ggf. 

zum Austritt zu bewegen.70 Durch ein gutes Beziehungsmanagement 

soll das Vertrauensverhältnis gestärkt werden, um opportunistisches 

Verhalten zu mindern oder sogar in positives Verhalten zu wandeln. 

Die Qualität der Beziehungen beruht auf Zufriedenheit, Vertrauen und 

Commitment.71 Die Zufriedenheit ist hier als Determinante für die Netz-

werkstabilität zu sehen. Sind die Verbundgruppenmitglieder nicht zufrie-

den, so werden sie langfristig austreten. Die Zufriedenheit misst sich an 

dem Grad, wie stark die Erwartungen mit den gemachten Erfahrungen 

übereinstimmen.72 Besteht langfristig ein positives Verhältnis zwischen 

Erwartungen und Erfahrungen, so wird sich, basierend auf dieser er-

zeugten Zufriedenheit, Vertrauen herausbilden.73 Stimmen auch die Zie-

le des Mitglieds und die der Verbundgruppe überein, wird das Mitglied 

keinen Wunsch nach Abwanderung verspüren und damit ein Commit-

ment gegenüber dem Verbund ausbilden.74 Grundlage für die Bildung 

von Commitment ist das passende Leistungsangebot der Zentrale und 

die damit einhergehende Zielkongruenz.75 Durch die Mitgliedersegmen-

tierung76 und / oder eine gezielte Aufnahmepolitik77 kann dies erreicht 

werden. Vertrauen und Commitment erhöhen die Bereitschaft der Mit-

glieder, spezifisch in das Beziehungsverhältnis zu investieren und neue 

Risiken einzugehen.78 Eine solche Investition kann auch die Offenheit 

sein, neue Konzepte zu akzeptieren. Dies wird auch durch die Einschät-

zung unterstützt, dass bei bestehendem Vertrauen die Mitglieder nicht 

davon ausgehen, dass die Zentrale opportunistisch handelt. Insgesamt 

                                                   
70

 Vgl. RENZ (2003), S. 37f. 
71

 Vgl. BAUER / GRETHER / LEACH (1999), S. 288; PWC (2006), S. 73; PWC / F&C 

(2011), S. 15. 
72

 Vgl. AHLERT (2010), S. 285; HOMBURG / STOCK-HOMBURG (2016), S. 21. 
73

 Vgl. GANESAN (1994), S. 14; HOMBURG / STOCK-HOMBURG (2016), S. 20. 
74

 Vgl. BAUER / GRETHER / LEACH (1999), S. 288; PWC (2006), S. 75. 
75

 Vgl. NOHR / ROOS / VÖHRINGER (2008), S. 157; ZENTES / MORSCHETT (2003), 

S. 150. 
76

 Vgl. Kapitel 5.2 Mitgliedersegmentierung. 
77

 Vgl. Kapitel 5.3 Mitgliedergewinnung. 
78

 Vgl. AHLERT (2010), S. 287; FRAZIER et al. (1994), S. 263; PWC (2006), S. 74f; 

ROEDER (2000), S. 124. 
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reduziert Vertrauen den Kontrollbedarf, was die Transaktionskosten 

senkt und den Partnern Flexibilität bietet. Die Verbundgruppenzentrale 

ist auf das Vertrauen der Mitglieder aufgrund der fehlenden Durchset-

zungsmacht angewiesen, da sie ohne deren Zustimmung handlungsun-

fähig ist. Bei bestehendem Vertrauen werden Entscheidungen zudem 

eher akzeptiert.79  

Wie in Abb. 5-1 ersichtlich kann zwischen System- und Personenver-

trauen unterschieden werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: in Anlehnung an KENNING (2002), S. 42. 

Das Personenvertrauen besteht zwischen dem Vertrauensgeber als 

Person und dem Vertrauensnehmer als Person. Das Systemvertrauen 

stellt eine Mischung aus Person als Vertrauensgeber und Organisation 

als Vertrauensnehmer dar.80  

Vertrauen, ausgehend von den Mitgliedern, muss bei Verbundgruppen 

einerseits gegenüber dem System (Systemvertrauen) und andererseits 

gegenüber den Mitarbeitern der Zentrale und den anderen Mitgliedern 

(Personenvertrauen) bestehen.81  

Bei Verbundgruppen existiert ein Vertrauensverhältnis in Form des 

Systemvertrauens zwischen Person und Organisation.82 So ist zwischen 

zwei organisationalen Beziehungsverhältnissen zu unterscheiden.  

 

                                                   
79

 Vgl. PWC (2006), S. 74f; SCHÄFER (2008), S. 112. 
80

 Vgl. KENNING (2002), S. 42f; LUHMANN (2000), S. 27 und 78f. 
81

 Vgl. KENNING (2002), S. 42f; PWC (2006), S. 74. 
82

 Vgl. KENNING (2002), S. 42. 
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Abb. 5-1: Vertrauensbeziehungen 
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Quelle: in Anlehnung an PWC (2006), S. 75. 

Im ersten Fall stellt die gesamt Verbundgruppe die Organisation bzw. 

das System, bestehend aus Mitgliedern und Zentrale, dar, wobei die 

Zentrale aus Geschäftsleitung und Aufsichtsgremien besteht. Diesem 

Gesamtsystem muss jedes Mitglied Systemvertrauen entgegenbringen. 

Im zweiten Fall stellt die Zentrale die Organisation dar, auch dieser muss 

Systemvertrauen durch die Mitglieder entgegengebracht werden.  

Neben dem Aspekt, dass die Mitglieder dem Gesamtsystem vertrauen, 

muss auch Personenvertrauen bestehen. Die Mitglieder müssen den 

anderen Mitgliedern sowie den Mitarbeitern der Zentrale vertrauen, da-

mit sie davon ausgehen können, dass auch zukünftige Entscheidungen 

in ihrem Sinn gefällt werden und nicht nur das aktuelle System akzeptiert 

wird.83  

So ist es wichtig, dass die Mitglieder an Grundsatzentscheidungen parti-

zipieren und über sonstige Änderungen ausreichend informiert werden. 

                                                   
83

 Vgl. Abb. 5-2: Vertrauensbeziehungen innerhalb der Verbundgruppe. 
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Abb. 5-2: Vertrauensbeziehungen innerhalb der Verbundgruppe 
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Um das Zugehörigkeitsgefühl und damit die emotionale Bindung zu stei-

gern, ist die Kommunikation zwischen den Mitgliedern und zwischen den 

Mitgliedern und der Zentrale auszubauen.84 Bestandteil einer guten 

Kommunikation ist die Vernetzung durch eine ausgereifte IKT.85 

Die Integration einer komplexen Kommunikations- und Informations-

technologie wirkt insbesondere auf das Beziehungsverhältnis von Zent-

rale und Mitglied stabilisierend.86 Es besteht allerdings das Problem, 

dass relevante Daten über die Kunden und über Warenbestellungen bei 

der Verbundgruppenzentrale, den Händlern, weiteren Partnern und ggf. 

bei Outsourcing-Partnern anfallen. Dementsprechend ist eine uneinge-

schränkte Netzwerkorganisation erforderlich, die eine Einbindung von 

Lieferanten, Dienstleistern, strategischen Allianzpartnern etc. vorsieht. 

Hierfür ist eine gute IKT notwendig. Die Entwicklung eines Informations-

systems benötigt daher hohe Investitionen.87 Jedoch kann durch die Ein-

führung eines umfassenden Datenmanagementsystems innerhalb der 

Verbundgruppe sowie auch in Richtung der Hersteller und Lieferanten, 

ein erhebliches Potenzial gebildet werden. Zudem erhöht die Kommuni-

kation das Systemvertrauen. Folge ist eine deutliche Reduzierung der 

Informationsasymmetrien. Durch ein integriertes Markenmanagement 

können die positiven Effekte der Kommunikation auf die Beziehungsqua-

lität weiter gesteigert werden.88 

Weitere beziehungsstabilisierende Faktoren sind die Unternehmenskul-

tur und das Angebot eines ausgereiften Kooperationskonzepts. Die Ba-

sis dazu bildet das Vertrauen unter den Verbundgruppenmitgliedern und 

deren Vertrauen in die Organisation. Die Unternehmens- bzw. Netz-

werkkultur soll ein Wir-Gefühl erzeugen und eindeutige Normen und 

Werte vertreten. Als sichtbare Faktoren der Netzwerkkultur kommen 

bspw. ein Logo, eine Marke und Rituale in Frage.89 Wird dies mit einem 

ganzheitlichen Systemkonzept verbunden, das die Mitglieder auch nach 

außen tragen, kommt es zu einem deutlichen Anstieg in der Bindungsin-

tensität.  

                                                   
84

 Vgl. TÄGER (1998), S. 121; ZENTES / MORSCHETT (2003), S. 150. 
85

 Vgl. SCHÄFER / RENZ (2000b), S. 17. 
86

 Vgl. PARKHE (1993), S. 820; THEURL (2005a), S. 13; THEURL / 

SCHWEINSBERGER (2004), S. 30. 
87

  Vgl. NOHR / ROOS / VÖHRINGER (2008), S. 161f; SCHÄFER / RENZ (2000b), S. 

16f. 
88

 Vgl. PWC (2006), S. 66 und 75; PWC / F&C (2011), S. 19. 
89

 Vgl. CASSON / COX (1999), S. 177; KASPER / HOLZMÜLLER / WILKE (2005), S. 

978. 
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5.2 Mitgliedersegmentierung 

Es zeichnet sich schon seit langem ab, dass die Zusammensetzung der 

Verbundgruppenmitglieder zunehmend heterogen ist und dass dies zu 

Problemen bei Verbundgruppen führt.90 Wie beschrieben, stellt die Seg-

mentierung der Mitglieder eine mögliche Lösung dar. 

Grundsätzlich ermöglicht die Segmentierung die Bildung homogener 

Leistungsgruppen. Auf Grundlage der Segmente können die angebote-

nen Leistungen differenziert werden. Anhaltspukte für die Segmentie-

rung sind beispielsweise die Inanspruchnahme bestimmter Leistungen 

und Produktsortimente sowie die Betriebsgröße. Die Produktsortimente 

sind von der Kundennachfrage abhängig, welche regional schwanken 

kann. Daher ist es auch für die Mitglieder erstrebenswert, wenn homo-

gene Leistungsgruppen gebildet werden. Die Mitglieder erhalten in ihrem 

Segment die entsprechenden Leistungen und Produktsortimente. Ver-

ändert sich der Bedarf am Markt, so kann das Mitglied einem anderen 

Segment zugeordnet und die Nachfrage wieder optimal bedient wer-

den.91 Da die Zentrale nicht den Kontakt zum Endkunden pflegt, orien-

tiert sie sich bei der Zuordnung der Mitglieder in Segmente an den Daten 

aus dem Warenbezug. Durch die Vereinheitlichung der Leistungen für 

die jeweiligen Segmente, kann die Zentrale die anfallenden Kosten re-

duzieren und ihre Aktivitäten standardisieren. Die Einsparungen erhöhen 

den Gewinn, was neue Mitglieder anzieht und der Zentrale die Möglich-

keit gibt, in den Verbund, seine Leistungen und Mitglieder zu investieren. 

Für diese Strategie ist es erforderlich, dass innerhalb der Segmente kla-

re und bindende Vorgaben bestehen, da Untersuchungen gezeigt ha-

ben, dass ohne eindeutige Spielregeln keine Synergien erzielt werden 

können.92 

5.3 Mitgliedergewinnung 

Die reine Konzentration auf die Bestandswahrung der aktuellen Mitglie-

der ist nicht ausreichend, um eine Verbundgruppe abzusichern, da sich 

immer wieder Mitglieder von der Gruppe abwenden.93 Die Mitgliederge-

winnung ist allerdings kontrovers zu betrachten. Sie ist wichtig, darf als 

Schwerpunkt aber nicht nur die Anzahl der Mitglieder behandeln, son-

dern muss auch deren Qualität berücksichtigen. Neue Mitglieder können 

                                                   
90

 Vgl. ZENTES / MORSCHETT (2003), S. 151. 
91

 Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / PREIßNER (1998), S. 94f; OLESCH (1998), S. 17f. 
92

 Vgl. WELLENBECK (2001), S. 145; ZENTES / MORSCHETT (2003), S. 148f. 
93

 Vgl. OLESCH (1980), S. 32; ZENTES / MORSCHETT (2003), S. 150. 
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die Heterogenität erhöhen. Sie weisen eventuell konvergierende Ziele 

auf und bevorzugen gegebenenfalls andere Waren oder Dienstleistun-

gen.94 Folglich sind nur solche Mitglieder aufzunehmen, die das zentrale 

Konzept der Verbundgruppe unterstützen und an diesem bindend parti-

zipieren möchten. 

5.4 Zielharmonisierung und Motivation 

Die Ziele der Mitglieder sind zu harmonisieren und mit denen der Zentra-

le in Einklang zu bringen. Aufgrund der Struktur der Verbundgruppen 

ergibt sich jedoch häufig ein systemimmanentes Spannungsfeld, ausge-

löst durch den Konflikt zwischen den Zielen der Verbundgruppenge-

meinschaft und den Individualzielen der Mitglieder.95 Es stehen sich un-

ter anderem große und kleine, junge und alte, systemorientierte und in-

dividualorientierte, aktive und passive, egoistische und altruistische so-

wie expansionsorientierte und erhaltungsorientierte Mitglieder gegen-

über.96 

Es muss eine Harmonisierung zwischen Verbundgruppen- und Mitglie-

derzielen geschaffen werden, um die Synergiepotenziale der Kooperati-

on nutzen zu können.97 Eine Erfassung der Stimmungslage kann bei-

spielsweise über Erfa-Gruppen, die Generalversammlung und andere 

Zusammentreffen der Mitglieder erfolgen. Zudem können Zufrieden-

heitsanalysen durchgeführt werden.98 

Die Zielharmonisierung umfasst die eindeutige Vermittlung der Verbund-

gruppenpolitik und der gesetzten Ziele.99 Zudem kann die Entwicklung 

eines Leitbilds mit klaren Visionen und Zielen zu einer Angleichung der 

Erwartungen und zu einer Identifikation der Mitglieder mit der Verbund-

gruppe führen, was sich motivationsfördernd auswirkt. Der Systemerfolg 

baut auf der Motivation der Mitglieder auf. Jedes Mitgliedsunternehmen 

ist jedoch unterschiedlich motiviert, wobei die Qualität der Motivations-

politik maßgeblich durch die Qualität der Informations- und Kommunika-

tionsgestaltung bestimmt wird.100 Hierzu sollte die Nutzenargumentation 

über die nach innen orientierte Kommunikation regelmäßig und nach-

vollziehbar an die Mitglieder übermittelt werden. Zudem sollte über ge-

                                                   
94

 Vgl. MÜLLER-HAGEDORN / VELTMANN (2012), S. 112. 
95

 Vgl. BLÖCKER (2005), S. 17; SCHÄFER / RENZ (2000b), S. 16. 
96

 Vgl. OLESCH (2003a), S. 108. 
97

 Vgl. OLESCH (2003b), S. 24. 
98

 Vgl. OLESCH (2003a), S. 110. 
99

 Vgl. LIEBHART (2002), S. 48. 
100

  Vgl. OLESCH (2003a), S. 112; OLESCH (2003b), S. 40. 
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samtgruppenrelevante Vorhaben frühzeitig informiert werden, damit sich 

Vertrauen in das Vorhaben und die Leitung der Zentrale herausbilden 

kann. Blockierungs- und Verweigerungshaltung als systematische Im-

plementierungsprobleme können so gelöst werden.101  

Über Individualverträge können spezifische Investitionen der Verbund-

gruppenmitglieder z. B. in ein einheitliches Corporate Design, ein Wa-

renwirtschaftssystem etc. abgesichert werden. Somit können die Ver-

bundgruppenmitglieder ihr Verhalten auf die Ziele der Verbundgruppe 

ausrichten. Jedoch sollten die Ziele der Verbundgruppe stets mit den 

Individualinteressen vereinbar sein. Zur Überwachung der Einhaltung 

der Individualverträge muss eine Monitoring-Instanz eingesetzt werden, 

so dass opportunistischen Verhalten reduziert werden kann.102 

6 Fazit 

In diesem Arbeitspapier konnten einzelne Handlungsfelder identifiziert 

werden, die sich aus den Hauptproblemen der Governance ableiten las-

sen. Diese können als Grundlage dienen, um neue Konzepte für Ver-

bundgruppen zu entwickeln, die genau diese Handlungsfelder und deren 

zugrundeliegenden Probleme berücksichtigen.  

Aufgrund der starken Verknüpfung der Problemfelder und der bestehen-

den Interdependenzen,103 ist es aus Sicht der Cooperative Governance 

nicht möglich, ein Problem einzeln zu betrachten, da ggf. die isolierte 

Betrachtung und Optimierung eines Problems einen negativen Einfluss 

auf andere Problemfelder haben kann. Daher sollte durch das Manage-

ment von Verbundgruppen keine singuläre Lösung für jedes individuelle 

Problem vorgenommen werden, sondern ein Ansatz gewählt werden, 

über den die Gesamtsituation der Verbundgruppen und viele der be-

schriebenen Probleme verbessert werden können.  

 

                                                   
101

  Vgl. MATTMÜLLER (1997), S. 396. 
102

  Vgl. MARKMANN (2002), S. 118. Bei der Bestimmung der Vertragsinhalte sind 

wettbewerbsrechtliche Regelungen zu berücksichtigen (vgl. VERORDNUNG 

(EU) Nr. 330/2010 DER KOMMISSION vom 20. April 2010 über die Anwen-

dung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und abge-

stimmten Verhaltensweisen). 
103

  Vgl. Abb. 4-1: Beziehungsverhältnis der elementaren Probleme in der 

Governance. 
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